
einer Kündigung, die Fortsetzung und Dauer eines Mietverhältnisses sowie die
Erhöhung des Mietzinses zu treffen. Nun erhielt das städtische Gremium also richter¬
liche Befugnisse, d.h. die vor dem Einigungsamt abgeschlossenen Vergleiche konnten
gerichtlich vollstreckt werden. Kam eine Einigung nicht zustande, so hatte das Eini¬
gungsamt ein Entscheidungsrecht, das nicht mehr anfechtbar war.
Damit wurde das Mieteinigungsamt also zur höchsten Instanz in allen Mietausein¬
andersetzungen, was die kommunalen Interventionsrechte auf dem städtischen
Wohnungsmarkt verstärkte. Allerdings hatte die so erweiterte Kompetenz kaum noch
Auswirkungen für die praktische Gestaltung der Wohnverhältnisse. Da im November
1918 sowohl der Vorsitzende des Mieteinigungsamts als auch sein Stellvertreter als
Repräsentanten deutscher Behörden Elsaß-Lothringen verlassen mußten, stellte dieses
nun führungslose städtische Amt seine Arbeit ein.37

Der Ausbau der Wohnungszwangswirtschaft ab 1919

Nach dem Waffenstillstand gab es infolge der Rückgliederung an Frankreich einen
radikalen Austausch der administrativen Eliten, der zahlreiche Umbesetzungen in den
Führungspositionen der Saargemünder Stadtverwaltung nach sich zog. Unabhängig
von den personalpolitischen Zäsuren jedoch blieben die sachlichen Herausforderun¬
gen durch die sich verschärfende Wohnungsnot identisch, wobei auch die gesetzlichen
Instrumente für das administrative Handeln zunächst erhalten blieben. Infolge der
politischen Umwälzung verließen Hunderte von deutschen Familien die Stadt, gleich¬
zeitig jedoch begann auch der Zustrom von Bewohnern aus dem übrigen Frankreich,
die nun in den verschiedenen Verwaltungen, vor allem dem Zoll und der Eisenbahn,
sowie in den verschiedenen anderen Dienstleistungssektoren, aber auch in Handel
und Gewerbe Beschäftigung fanden oder suchten. Dabei kam es zwar vermutlich im
Vergleich zur Bevölkerungszahl vor dem Krieg nicht zu einem Anwachsen der Ein¬
wohnerschaft, aber es gab, bedingt durch die hohe Fluktuation, erhebliche Vertei¬
lungsprobleme.38 Zudem standen auch zahlreiche Wohnungen ausgewiesener Deut¬
scher unter Sequester und waren deshalb für einige Zeit dem Wohnungsmarkt
entzogen. Diese besonderen Umstände führten zu einer Verschärfung der Wohnungs¬
krise, deren Bekämpfung für die neue Stadtverwaltung eine der schwierigsten Auf¬
gaben darstellte.
Zwar waren die in deutscher Zeit erlassenen Verordnungen und Gesetze weiterhin
verbindlich, aber infolge der personellen Veränderungen waren die ersten Monate
nach der Rückgliederung durch eine erhebliche Unsicherheit und Orientierungs¬
losigkeit geprägt. Die mangelnde Vertrautheit mit den Kommunikationsformen der

37 In der Zeit v. 1. Febr. 1917 bis Nov. 1918 wurden 175 Fälle bearbeitet. Eine genaue
Statistik liegt nicht vor, vgl. Protokoll des Gemeinderats v. 3. Dez. 1920.
38 Die Angaben über die Bevölkerungszahl sind widersprüchlich: Während der Leiter des
Bauamts am 14. Dezember 1920 eine Einwohnerzahl von 16500 Einwohnern und 3985
Haushalten nannte (AMS Q IV/28), wohnten 1921 gemäß der offiziellen Angaben der
Stadtverwaltung nur 14318 Einwohner in 3198 Haushalten in Saargemünd (AMS, Q IV/11).
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